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Frist zur Annahme oder Ausschlagung einer Erbschaft
Sachverhalt

Ein Erblasser schweizerischer Staatsangehörigkeit wohnte in Amerika und kehrte ca. 1 Jahr vor seinem Ableben in die Schweiz zurückgekehrt. Es ist davon auszugehen, dass die Aktiven bedeutend grösser als allfällige Passiven sind (ein öffentliches Inventar war nicht angezeigt). Die Erbteilung wird nun von seinem Schwager (pensionierter Privatmann) vorgenommen und erfolgt nach schweizerischem Recht. 

Ich bin vormundschaftlicher Vertreter eines Erben: Gemäss Art. 422 Ziff. 5 ZGB müssen Erbschaften und Erbverträge von der Vormundschafts- und Aufsichtsbehörde genehmigt werden. Um eine Erbschaft auszuschlagen, bleibt mir laut Art. 567 ZGB eine 3-monatige Frist. Wie muss ich mich nun verhalten, wenn innerhalb der Frist zur Ausschlagung der Erbschaft die Erbteilung noch nicht geklärt ist? Darf ich die Erbschaft annehmen (indem ich sie nicht ausschlage) und später die Vormundschafts- und Aufsichtsbehörde einfach vor vollendete Tatsachen stellen? Schliesslich könnten die Behördenstellen über eine ungeklärte Erbschaftsverteilung, wie sie innerhalb der Ausschlagungsfrist bestehen würde, kein fundiertes Urteil bilden. Welches konkrete Vorgehen schlagen Sie vor? 
Erwägungen

1. Wenn ein Erblasser stirbt, treffen die nach kantonalem Recht zuständigen Behörden von Amtes wegen die zur Sicherung des Erbganges nötigen Massnahmen (Art. 551 ZGB). Dazu kann die Siegelung der Erbschaft (Art. 552), die Anordnung eines erbrechtlichen Inventars (Art. 553), allenfalls eines öffentlichen Inventars (Art. 580 ZGB), die Anordnung der Erbschaftsverwaltung mit oder ohne Erbenruf (Art. 554 und 555 ZGB) und die Eröffnung letztwilliger Verfügungen (Art. 556 ZGB) gehören. 


2. Wenn ein Erbe zu bevormunden ist oder unter Vormundschaft steht, ist von Amtes wegen ein Inventar aufzunehmen (Art. 553 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB). Diese Bestimmung gilt sinngemäss auch für Erben, die selbst nicht handlungsfähig sind, aber nicht unter Vormundschaft, sondern unter kombinierte Beistandschaft gestellt wurden (BSK ZGB II-Karrer N 8 zu Art. 553), aber auch für Verwaltungsverbeiratete. Das Inventar ermöglicht eine verlässliche Kenntnis des Nachlasses und eine Minimierung der Risiken bei Antritt einer Erbschaft.

3. Gemäss Art. 154 DBG (Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer, SR 642.11) ist ein Inventar aufzunehmen, wenn eine Person stirbt. Gemäss Art. 159 DBG wird dieses Steuerinventar durch die vom Kanton bestimmte Behörde aufgenommen, wobei auch ein richterlich oder vormundschaftsbehördlich angeordnetes Erbschaftsinventar als Steuerinventar akzeptiert werden kann.

4. Gestützt auf die erwähnten Rechtsgrundlagen muss also ein Inventar vorliegen, sei dies in Form eines Siegelungsprotokolls, eines erbrechtlichen Inventars oder eines Steuerinventars. Aus diesem Dokument ergibt sich, ob der Nachlass überschuldet oder aktiv ist. Zu beachten ist dabei, dass je nach Struktur des Vermögens der Nachlass aus amtlicher Sicht überschuldet sein kann, real aber ein Aktivum darstellt. Das gilt namentlich, wenn Liegenschaften zum amtlichen Wert erfasst werden und dieser vom Verkehrswert (nach unten) abweicht, oder wenn z.B. der Steuerwert von Wertpapieren unter dem Verkehrswert liegen. Hier muss sich die vormundschaftliche Betreuungsperson allenfalls unter Beizug von professionellen Vermögensverwaltern ein Bild machen.

5. Der Entscheid, ob ein durch gesetzliche Erbfolge angefallener Nachlass (testamentarisch mit allfälligen Auflagen oder Bedingungen zugewiesene Erbschaften bleiben hier ausgeklammert) auszuschlagen sei oder nicht, kann bei Vorliegen des Inventars gefällt werden. Besteht ein Aktivenüberschuss, teilen sich die Erben darin. Es ist dann eine Frage der erbrechtlichen Auseinandersetzung, ob die dem einzelnen Erben zugewiesenen Aktiven dem angenommenen Wert entsprechen und wie die Passiven verteilt werden, um sämtlichen Ansprüchen gerecht zu werden. Mit andern Worten muss im Zeitpunkt der Erbannahme nicht feststehen, auf welche Objekte der einzelne Erbe eingewiesen wird. Es besteht zudem die Möglichkeit, dass die Erben im Rahmen einer fortgesetzten Erbengemeinschaft das Vermögen zu gesamter Hand weiter bewirtschaften und keine oder nur eine parzielle Erbteilung vornehmen.


6. Die in Art. 422 Ziff. 5 ZGB erwähnte Annahme einer Erbschaft gilt nicht für den Regelfall, weil der Nachlass gestützt auf Art. 560 ZGB von Gesetzes wegen mit dem Tod des Erblassers anfällt. Eine Erbschaftsannahme, welche der Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde bedarf, ist nur nötig, wenn gestützt auf Art. 574 ZGB der Ehegatte die Möglichkeit erhält, die von den Nachkommen ausgeschlagene Erbschaft anzunehmen, oder wenn gemäss Art. 575 ZGB die von den Erben ausgeschlagene Erbschaft den nächstfolgenden zur Annahme offeriert wird oder wenn nach Aufnahme des öffentlichen Inventars gestützt auf Art. 588 ZGB die Annahme erklärt werden muss. 

Andererseits bedarf jede Ausschlagung des Antrages des vormundschaftlichen Mandatsträgers, der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde und jener der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde. Sie weisen zutreffenderweise auf die Ausschlagungsfrist von drei Monaten gemäss Art. 567 ZGB hin, beginnend für die gesetzlichen Erben ab dem Zeitpunkt, da den Erben der Tod des Erblassers bekannt geworden ist, sofern sie nicht nachweislich erst später vom Erbfall Kenntnis erhielten (weil sie nicht wussten, dass sie als Erben in Frage kommen). Für die eingesetzten Erben (Intestaterben) beginnt die Frist ab amtlicher Mitteilung der erblasserischen Verfügung.

7. Damit können Ihre Fragen wie folgt beantwortet werden:

a. Wie muss ich mich nun verhalten, wenn innerhalb der Frist zur Ausschlagung der Erbschaft die Erbteilung noch nicht geklärt ist? 
Sie müssen den Entscheid anhand des Gesamtnachlasses und nicht anhand des zugewiesenen Erbteils fällen. Deshalb spielt der Zeitpunkt der Erbteilung (zuweilen wird über mehrere Generationen hinweg nicht geteilt) für die Annahme oder Ausschlagung keine Rolle.
b. Darf ich die Erbschaft annehmen (indem ich sie nicht ausschlage) und später die Vormundschafts- und Aufsichtsbehörde einfach vor vollendete Tatsachen stellen? 
Das ist üblich, wenn kein Grenzfall oder kein überschuldeter Nachlass besteht. Überlegen Sie aber immer gut, ob nicht von Amtes wegen ein Erbschaftsinventar anzuordnen sei (Art. 553 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB) und fordern Sie dies vor allem bei unsicheren Verhältnissen ein, wenn kein dem Erbschaftsinventar entsprechendes Steuerinventar erstellt wurde (das dürfen Erben und deren vormundschaftliche Vertreter gestützt auf Art. 553 Abs. 2 Ziff. 3 ZGB immer verlangen). Bei Zweifelsfällen ist sogar das öffentliche Inventar zu beantragen. 
c. Schliesslich könnten die Behördenstellen über eine ungeklärte Erbschaftsverteilung, wie sie innerhalb der Ausschlagungsfrist bestehen würde, kein fundiertes Urteil bilden. Welches konkrete Vorgehen schlagen Sie vor?
Die Vormundschaftsbehörde muss nach dem Gesagten nur in ausgesprochenen Ausnahmefällen der Annahme zustimmen, immer aber der Ausschlagung (Art. 574, 575, 588 ZGB; BSK ZGB I-Geiser N 31 zu Art. 421/422). Ob ein Ausschlagungsgrund vorliegt, muss der vormundschaftliche Mandatsträger nach sorgfältiger Prüfung des Gesamtnachlasses prüfen, und gelangt er zum Schluss, der Erbfall sei nicht im Interesse der betreuten Person, hat er Antrag auf Ausschlagung an die VB zuhanden der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde zu stellen (Art. 422 Ziff. 5 ZGB).

Die Erbteilung, d.h. die Zuweisung einzelner Erbschaftsgegenstände oder Vermögensanteile, bedarf ebenfalls der Zustimmung der VB (Art. 421 Ziff. 9 ZGB), das kann sich aber unter Umständen lange hinziehen. Hier liegt es an den vormundschaftlichen Mandatsträgern, die Interessenwahrung der betreuten Person sicherzustellen (Art. 407 ZGB).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 29.1.2007
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